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Von Lothar Semper

Vor knapp einem halben Jahr sagteBundeskanzlerin Merkel in ihrer
Regierungserklärung zur Energiepolitik:
„Wir alle, Regierung und Opposition,
Bund, Länder und Kommunen, die Ge-
sellschaft als Ganzes, jeder Einzelne, wir
alle gemeinsam können, wenn wir es
richtig anpacken, bei diesem Zukunfts-
projekt ethische Verantwortung mit
wirtschaftlichem Erfolg verbinden.“
Mittlerweile allerdings häufen sich die
Anzeichen und die kritischen Fragen,
ob die Energiewende wirklich richtig
angepackt wird.
Es zeigt sich bereits, wie riskant es

war, einfach ein
Datum für den
Atomausstieg zu
fixieren in der
Hoffnung, die
Maßnahmen zur Sicherstellung der
Energieversorgung auf andere Art und
Weise würden sich schon finden. An-
dersherum wäre eher ein Schuh daraus
geworden: Festlegung der Maßnahmen
zur alternativen Energieversorgung
nach intensiver Prüfung und darauf ab-
gestimmtes Ausstiegsszenario.
In Berlin ist es derzeit seltsam still

um dieses Megaprojekt. Angesichts der
Euro-Krise hat die Regierung andere
Sorgen. Aktuell zeigt sich dreierlei: Zum
Ersten werden zentrale Bausteine der
Energiewende im Gerangel zwischen

Wer den langfristigen Erfolg will, muss bereits jetzt entschlossen handeln

Energiewende – schon am Ende?

Bundesregierung, Bundestag und
Bundesrat zerrieben. Noch immer gibt
es keine Einigung im Vermittlungsaus-
schuss zur steuerlichen Förderung der
energetischen Gebäudesanierung. Die-
se Hängepartie gefährdet die Chancen
zur massiven Energieeinsparung.
Zum Zweiten wird erkennbar, dass

der Umfang und Realisierungszeitraum
von Infrastrukturmaßnahmen erheb-
lich unterschätzt wurden. Zum Beispiel
die Stromnetze: Der Ausbau hinkt hin-
ter den Zeitplänen zurück, so dass die
Bundesnetzagentur die Netze bereits
am Ende ihrer Belastbarkeit angekom-
men sieht. Aktuell wurden zudem
Schwierigkeiten bekannt, den Strom ins

Land zu transportieren, der in den
Windparks der Nord- und Ostsee pro-
duziert werden soll.
Ein ungelöstes Thema sind auch die

notwendigen Energiespeicher. Ans Ein-
gemachte geht es hier wie bei den neu-
en Leitungstrassen und den vielen
Wind rädern dann, wenn Planungen
und Bürgerbeteiligung aufeinandertref-
fen. Welcher Politiker wird sich dafür
starkmachen, Genehmigungen schnel-
ler zu erteilen und Mitwirkungsrechte
dabei einzuschränken? Von anderen In-
frastrukturvorhaben ist hinreichend ge-

nug bekannt, wie lange es dauern kann,
bis der Rechtsweg ausgeschöpft ist.
Zum Dritten zeigt sich, dass die Kos-

ten der Energiewende äußerst ungleich
verteilt werden. Klein- und Mittelbetrie-
be des Handwerks haben keine Chance,
den großen Belastungen durch die stän-
dig steigende EEG-Umlage zu entge-
hen. Industrielle Großabnehmer von
Strom dagegen werden hier spürbar we-
niger belastet. Sie können zudem noch
vom Netzentgelt befreit werden.
Das Argument der internationalen

Wettbewerbsfähigkeit ist zwar ernst zu
nehmen. Aber es kann nicht sein, dass
die Entlastung der Großverbraucher
vom Mittelstand und den Privatab -

nehmern bezahlt
wird. Unsere
Handwerksbe-
triebe brauchen
genau so eine si-

chere und preisgünstige Energieversor-
gung. Sie sicherzustellen, ist die Aufga-
be aller, die Kanzlerin Merkel in der Re-
gierungserklärung in die Pflicht neh-
men wollte.
Noch ist Gelegenheit, die Herkules-

aufgabe der Energiewende mit voller
Kraft anzugehen. Das Handwerk hat im-
mer bekräftigt, dass es seinen Beitrag da-
zu leisten kann und will. Schließlich be-
sitzen seine Betriebe bei allen Themen
der Energiewende von der Energieein-
sparung und -effizienz bis hin zur E-Mo-
bilität die zentrale Kompetenz.

Interview: Karin Birk 

DHZ: Frau Professor Kemfert, noch vor
wenigen Monaten haben die Bundes-
kanzlerin und ihr Umweltminister ver-
sprochen, die EEG-Umlage steige nicht
weiter. Jetzt ist von einem deutlichen An-
stieg 2013 die Rede. Was ist von solchen
Versprechungen zu halten?
Kemfert: Die Frage ist, ob es tatsächlich
zu einem deutlichen Anstieg kommt, die
Netzbetreiber kalkulieren eine „Liquidi-
tätsreserve“ ein und weisen übertrieben
hohe Belastungen aus. Die muss es so
nicht geben, insbesondere dann nicht,
wenn die Bundesnetzagentur über die
Steigerungen wacht. Zudem wird der
Bundesumweltminister die Vergütungs-
sätze für Photovoltaik weiter kürzen.
DHZ: Dennoch sieht es so aus, als ob
 Verbraucher und Mittelständler die
 Zeche der Energiewende bezahlen. Wes-
halb?
Kemfert: Man will energieintensive
Großindustrien nicht allzu sehr belas-
ten, hat aber dabei außer Acht gelassen,
dass man durch diese Ausnahmerege-
lungen hohe Zusatzbelastungen bei
Kleinverbrauchern in Kauf nimmt. Völ-

DHZ-Gespräch mit Professor Claudia Kemfert über höhere Netzgebühren und steigende EEG-Umlagen 

„Deutschland hat schon hohe Strompreise“

Prof. Claudia
Kemfert leitet seit
April 2004 die Ab-
teilung Energie,
Verkehr, Umwelt
am Deutschen In-
stitut für Wirt-
schaftsforschung
(DIW) in Berlin.
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lig unbemerkt haben auch schon im
letzten Jahr Kleinverbraucher und Pri-
vathaushalte eine höhere EEG-Umlage
gezahlt als energieintensive Branchen,
nämlich 0,75 Cent pro Kilowattstunde
mehr, was Mehrbelastungen für einen
vierköpfigen Haushalt von bis zu 26 Eu-
ro im Jahr bedeutete. Nun wurden auch
Ausnahmen für den Netzentgelte für
Großverbraucher ausgehandelt, was
ebenso für nicht privilegierte Stromkun-
den Mehrbelastungen in dieser Größen-
ordnung bedeutet.
DHZ: Ist denn der Strom in Deutschland
so viel teurer als im Ausland?
Kemfert: Deutschland hat aufgrund
unzureichenden Wettbewerbs und auch
aufgrund höherer Steuern und sonstiger
Abgaben vergleichsweise hohe Strom-
preise, nur in Dänemark und Italien sind
die Strompreise aufgrund höherer Steu-
ern höher. In Frankreich oder Skandina-
vien ist der Strompreis vergleichsweise
niedrig. In Frankreich wird der Strom
allerdings aus Atomkraft gewonnen. In
Norwegen oder Finnland ist der Anteil
erneuerbarer Energien dagegen deutlich
höher, weil sie günstig Wasserkraft nut-
zen können.

DHZ: Haben Industriebetriebe wegen
hoher Energiepreise schon die Produk-
tion verlagert?
Kemfert: Die Empirie zeigt, dass es eine
lange Liste von Gründen gibt, warum
Unternehmen die Produktion ins Aus-
land verlagern, insbesondere dominie-
ren Gründe wie Lohnkosten, politische
Stabilität oder Marktnähe. Die Energie-
kosten spielen dabei oft keine bezie-
hungsweise ein untergeordnete Rolle. In
Deutschland sind die energieintensiven
Großindustrien weitestgehend von Be-
lastungen ausgenommen, wie etwa bei
der Ökosteuer, dem Kauf von Emissions-
rechtezertifikaten oder der Umlage zur
Förderung erneuerbarer Energien. Zu-
dem können Unternehmen in einem li-

beralisierten EU Energiemarkt jederzeit
Energie aus dem  Ausland kaufen.
DHZ: Mit welchen Mehrkosten müssen
Verbraucher und Mittelständler ab
2012 rechnen?
Kemfert: Es ist damit zu rechnen, dass
2012 Mehrbelastungen aufgrund der
Ausnahmeregelungen für EEG-Umlage
und Netzentgelte – die ebenso wie die
EEG-Umlage 0,75 Cent/kWh Zusatzbe-
lastungen ausmachten – von bis zu 1,5
Cent pro Kilowattstunde für Kleinver-
braucher auftreten werden. Das wären
bis zu 50 Euro im Jahr für einen vierköp-
figen Haushalt. Ob es in den Folgejahren
zu weiteren Steigerungen oder sogar
Senkungen kommen wird, hängt von
den weiteren Änderungen sowie der
Marktentwicklung ab.
DHZ: Wie könnte die Regierung höhere
Preise verhindern?
Kemfert: Wichtig wären die weiteren
Kürzungen der Vergütungssätze für
Photovoltaik sowie eine bessere Balance
der Mehrbelastungen zwischen energie-
intensiven Industrien und Kleinver-
brauchern. Zudem ist es wichtig, dass
der Wettbewerb des Energiemarktes
innerhalb der EU gestärkt wird.

Die Vereinten Nationen haben 2012
zum Internationalen Jahr der Genos-
senschaften erklärt. In Deutschland
sind 20 Millionen Personen Mitglied in
einer Genossenschaft. In 7.500 genos-
senschaftlichen Unternehmen arbeiten
mehr als 800.000 Menschen. Dazu ge-
hören auch die vielen genossenschaft-
lichen Kooperationen im Handwerk,
vom Dachdecker- und Malereinkauf bis
hin zu den Genossenschaften der Bä-
cker und Fleischer.
Die weltweite Genossenschaftsidee

ist maßgeblich von den beiden deut-
schen Genossenschaftsgründern Fried -
rich Wilhelm Raiffeisen und Hermann
Schulze-Delitzsch geprägt worden. Die
Vorteile ihrer Kooperationsidee kann
man besonders in den heutigen Krisen-
zeiten erkennen. Jetzt zahlt es sich aus,
dass in Genossenschaften unternehme-
rische Entschei dungen nicht unter Ren-
ditevorgaben, sondern mit Blick auf die
optimale Leistungserstellung für die
Mitglieder getroffen werden. Dies führt
zu seriösen und nachhaltigen Ge-
schäftsmodellen. Deshalb ist die Ge-
nossenschaft die bei weitem insolvenz-
sicherste Rechtsform in Deutschland,
wovon auch viele Mitgliedsbetriebe im
Handwerk profitieren.
Es werden auch immer mehr neue

Genossenschaften gegründet. Hier
kommen Bürger, Kommunen oder
Unternehmen zusammen, um gemein-
sam zur Lösung wirtschaftlicher und
gesellschaftlicher Herausforderungen
beizutragen: Die bürgernahe Verbrei-
tung erneuerbarer Energien, eine flä-
chendeckende Gesundheitsversorgung,
die Stärkung des Mittelstands in länd-
lichen Regionen oder die Sicherung
kommunaler Einrichtungen sind nur ei-
nige Beispiele. Auch im Handwerk gibt
es neue Genossenschaften – etwa für ei-
ne gewerkeübergreifende Zusammen-
arbeit, eine gemeinsame Marke oder
gemeinsame Vermarktung.
Genossenschaften sind „Ein Gewinn

für alle“ – so lautet das Motto zum Inter-
nationalen Genossenschaftsjahr 2012.
Es ist ein guter Anlass, sich auch im
Handwerk wieder an der Stärke gemein-
schaftlicher Selbsthilfe zu orientieren.

www.genossenschaften.de

Mehr Wert durch
Kooperation

Eckhard Ott ist
Vorsitzender des
Vorstandes des
DGRV – Deutscher
Genossenschafts-
und Raiffeisenver-
band.       Foto: DGRV

UN-Jahr der Genossenschaften

MEINUNG VON ECKHARD OTT

Von Burkhard Riering

Sie meinen es natürlich gut, die Politi-
ker. Inmitten der Finanz- und Staats-
schuldenkrise haben sie sich endlich
dazu durchgerungen, die Banken streng
zu regulieren. Die großen Geldinstitute
sollen in Zukunft gefälligst weniger zü-
gellos und risikoreich arbeiten. Richtig
so, denn auch die Banken haben sehr
viel kaputtgemacht in den vergangenen
Jahren. Vom Casino-Kapitalismus ha-
ben wohl alle genug.
Allerdings besteht noch erheblicher

Nachbesserungsbedarf darin, wie die
Regulierungs-
maßnahmen
denn aussehen
sollen. Vor allem
der Bankenstan-
dard „Basel III“
enttäuscht viele Marktteilnehmer. Nur
ein Beispiel: Warum bitte hat man sich
ausgedacht, dass einem gewerblichen
Kredit bis zu einer Million Euro ein Risi-
kogewicht von 75 Prozent (!) zugemes-
sen wird? Und warum hat man sich
gleichzeitig ausgedacht, dass europäi-
sche Staatsanleihen ein Risikogewicht
von null (!) Prozent bekommen?
Dieser Punkt – und viele andere

Maßnahmen – können am Ende dazu
führen, dass Kredite für Unternehmen
teurer werden. Das heißt: Mittel für Be-
triebsinvestitionen werden zu schlech-
teren Konditionen vergeben – oder ent-
fallen ganz.

Die Wirtschaft fürchtet eine neue „Kreditklemme“

Achillesferse des Aufschwungs

Dabei bekommen die Banken derzeit
von der Europäischen Zentralbank
(EZB) Geld zu besten Konditionen. Aber
das geben viele Geldkonzerne nicht et-
wa an die Realwirtschaft zu ebenfalls
gutem  Zins weiter, sondern investieren
es zum Eigennutz.
Dass Bankenvertreter nun unter-

schwellig mit einer Kreditklemme dro-
hen, klingt wie die Retourkutsche für
die neuen Eigenkapitalvorschriften.
Mal wieder sind also die Banken das

Zünglein an der Waage und entscheiden
über Wohl und Wehe des Mittelstands.
Drehen sie den Geldhahn ab, haben wir

ein Problem.
Eine Lösung

wäre, dass sich
die Banken in die-
sen Zeiten mit
kleineren Gewin-

nen zufrieden geben und dass sie der
Realwirtschaft den Vorrang vor eigenen
Investments geben. Aber es ist wohl
utopisch, dies auch nur in Erwägung zu
ziehen. Es widerspricht der eigenen
Einstellung der Banken der börsen-
orientierten Gewinnmaximierung.
Fakt ist: Es wäre tragisch, wenn der

Mittelstand im kommenden Jahr von ei-
ner Kreditklemme in Mitleidenschaft
gezogen würde. Denn strukturell und
substanziell geht es Mittelstand und
Handwerk gut wie selten. Starker Auf-
schwung 2011, weiter solides Wachstum
2012 – was will man mehr? Die Antwort:
faire Finanzierung.

„Mal wieder sind die Banken
das Zünglein an der Waage.“

„Noch besteht Gelegenheit, die Herkules-Aufgabe 
der Energiewende mit voller Kraft anzugehen.“
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CONTRAEine Renten-beitragssen-
kung ist nicht das Gebot der Stunde.
Schließlich bringt sie einem Arbeitneh-
mer mit einem Durchschnittsverdienst
von 2.500 Euro nur eine Entlastung von

3,75 Euro. Sinnvoller ist es, die über-
schüssigen Mittel in den Kampf gegen
Altersarmut zu stecken.
Dass Altersarmut eine Gefahr für im-

mer mehr Menschen ist, zeigt die Ent-
wicklung bei den Grundsicherungs-
empfängern im Alter. Um 55 Prozent ist
ihre Zahl zwischen 2003 und 2009 auf
fast 400.000 gestiegen. Vor dem Hinter-
grund halte ich es für unverantwortlich,
dass immer noch kein überzeugendes
Konzept von der Bundesregierung zur
Vermeidung und Bekämpfung von Al-
tersarmut vorgelegt wurde. Viel zu kurz
greift der Vorschlag einer Zuschussrente
von Bundesarbeitsministerin Ursula
von der Leyen. Sie käme nur wenigen
Rentnerinnen und Rentnern zugute.
Was wir brauchen, ist die Wiederein-

führung der Rente nach Mindestein-
kommen, bei der die Rentenbeiträge

von Geringverdienern höher bewertet
werden. Erwerbsminderungsrenten
müssen künftig wieder höher ausfallen.
Denn die Abschläge haben das Armuts-
risiko für die Betroffenen deutlich
wachsen lassen. Zudem brauchen wir
die Rückkehr zu einer ungekürzten dy-
namischen Rentenanpassung, bei der
die Renten in derselben Höhe steigen
wie die Löhne. Auch ein gesetzlicher
und existenzsichernder Mindestlohn ist
unabdingbar, denn viele Menschen
können von ihrer Arbeit nicht mehr le-
ben. Und wer heute schon von seinem
Lohn kaum leben kann, rutscht später
zwangsläufig in die Altersarmut.

PROStabiles Wachstum, weni-
ger Arbeitslose und spru-

delnde Steuereinnahmen – Deutsch-
land ist nach wie vor gut in Form. Der
starke Aufschwung 2010 und 2011 hat
den krisenbedingten Einbruch der Wirt-

schaftsleistung vollständig wettge-
macht. Mit über 41 Millionen Beschäf-
tigten sind heute so viele Menschen in
Arbeit wie noch nie. Die Arbeitslosigkeit
ist so gering wie seit 20 Jahren nicht
mehr. Das zeigt, die wachstumsorien-
tierte Politik der christlich-liberalen Ko-
alition trägt Früchte.
Die ausgezeichnete Entwicklung am

Arbeitsmarkt füllt auch die Rentenkasse
– und zwar randvoll. Bis Ende 2012 wür-
de die Rücklage die gesetzliche Ober-
grenze von 1,5 Monatsausgaben sogar
überschreiten. Nun gilt es, die Bürger
am Aufschwung teilhaben zu lassen.
Deshalb senkt die christlich-liberale Ko-
alition 2012 den Beitragssatz in der Ren-
tenversicherung. Eine Maßnahme, die
direkt beim Bürger ankommt. Die Ar-
beitnehmer sollen so um rund 1,3 Milli-
arden Euro entlastet werden. Es bleibt

also mehr Netto vom Brutto. Im Som-
mer 2012 steigen auch die Renten um
2,3 Prozent im Westen und 3,2 Prozent
im Osten. Das kurbelt wiederum den
Konsum an. Außerdem spart die Wirt-
schaft rund 1,3 Milliarden Euro an Ar-
beitskosten.
Ein Blick ins restliche Europa, auf die

USA oder nach Japan zeigt schnell, dass
die positive Entwicklung hierzulande
kein Selbstläufer ist. Im Gegenteil, sie ist
dem verantwortungsvollen Handeln
von Politik, Unternehmen und Arbeit-
nehmern in der Krise zu verdanken. Der
Einsatz jedes Einzelnen wird nun be-
lohnt!

Trotz voller Rentenkassen würden nicht alle die Beiträge senken

Rentenbeitrag senken? 

Joachim Pfeiffer
ist wirtschaftspoliti-
scher Sprecher der
CDU/CSU-Bundes-
tagsfraktion.
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Ulrike Mascher ist
Präsidentin des Sozi-
alverbands VdK
Deutschland. Foto: VdK

„Nun gilt es, die Bürger 
am Aufschwung teilhaben 

zu lassen.“

„Wir brauchen die
 ungekürzte dynamische
Rentenanpassung.“


